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Ailféur Del‘nonstratgion
am 11. Februar 2006 in Berlin!
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Stoppt die Gier
nach Billig-Löhnen!
EU-Dienstleistungsrichtlinie verhindern!

Nach dem Verarmungsprogramm „Hartz IV“ droht nun der „Bolkestein-Hammer“: Firmen sollen ihre Dienstleistungen in jedem Land der Europäischen Union zu den Bedingungen ihres Herkunftslandes (!) anbieten dürfen. Im Klar​text: Es gelten nicht mehr die Tarife, Arbeit​nehmerrechte und sozialen Standards des Lan​des, in dem eine Firma tätig wird. Sondern es gelten die – eventuell viel schlechteren – Spiel​regeln des Landes, in dem ein Arbeitgeber sei​nen Firmensitz hat. Lohn- und Sozialdumping würde Tür und Tor geöffnet. Eine Katastrophe für alle Beschäftigten und alle Erwerbslosen, die eine sozial abgesicherte Arbeit suchen, von der man auch leben kann.

Die geplante EU-Dienstleistungsrichtlinie – be​nannt nach ihrem Erfinder, dem EU-Kommissar Bolkestein – muss verhindert werden. Am 14. Februar entscheidet das EU-Parlament über die Richtlinie, danach entscheiden die Regierungen der EU-Staaten endgültig. Deshalb ist es wich​tig, mit einer machtvollen Demonstration auch Druck auf die Große Koalition in Berlin auszu​üben.

Ähnlich wie die Agenda 2010 und Hartz IV in Deutschland, ist die Richtlinie ein Hebel, um die Löhne und Sozialstandards in Europa zu senken. Die Richtlinie erzeugt eine Abwärtsspirale nach unten, eine Angleichung von Löhnen und Sozial​standards an das niedrigste Niveau in der EU. Mit „Bolkestein“ wird es denn Arbeitgebern noch leichter gemacht, schlecht bezahlte und schlecht abgesicherte Jobs durchzusetzen. Und: Sozial​beiträge und Steuern werden sinken, die öffent​lichen Haushalte und die Sozialkassen bluten weiter aus. Weitere Kürzungen bei Arbeitslosen, Rentnern oder Kranken wären die Folge.

Die geplante Richtlinie ist keine Bedrohung „für Deutschland“ durch das „böse Ausland“. Es geht um einen Konflikt zwischen Arbeitgebern und Arbeitnehmern. Denn die Richtlinie spielt den Arbeitgebern in die Hände, die ihre Gewinne auf Kosten der Löhne steigern wollen – überall in Europa. Deutsche wie ausländische Unterneh​men sind bestimmt findig genug, immer wieder eine neue Briefkastenfirma in irgendeinem Land zu gründen, in dem die Löhne noch niedriger und die Arbeitsbedingungen noch schlechter sind.

Beschäftigte und Arbeitslose haben gemeinsame Interessen! Jetzt gemeinsam aufstehen und handeln:
Verhindern wir Lohndumping und Sozialabbau, verhindern wir die EU-Dienstleistungsrichtlinie. Helfen Sie mit!
Demonstration am 11. Februar 2006 in Berlin

Raum für Adresse der Initiative und örtliche Angaben
(Abfahrtszeiten der Busse, Ansprech​partner usw.)

